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Martin Suchanek

Seit dem Morgen des 26. November erfasst ein weiterer Generalstreik
Indien. Die Gewerkschaften rechnen mit bis zu 250 Millionen
TeilnehmerInnen. Begleitet wird die Arbeitsniederlegung außerdem von
Massenaktionen von Bauern/Bäuerinnen und LandarbeiterInnen gegen neue
drakonische Gesetze, die Farm Laws, die die Arbeit auf dem Land
(de)regulieren sollen.

Zur Vorbereitung und Durchführung des Generalstreik haben sich
zahlreiche landesweite Verbände und regionale Organisationen in der 
Joint Platform of Central Trade Unions (CTUs; Vereinigte Plattform der
Gewerkschaftszentralen) zusammengeschlossen.

Diese besteht aus folgenden Verbänden Indian National Trade Union
Congress (INTUC), All India Trade Union Congress (AITUC), Hind Mazdoor
Sabha (HMS), Centre of Indian Trade Unions (CITU), All India United
Trade Union Centre (AIUTUC), Trade Union Coordination Centre (TUCC),
Self-Employed Women’s Association (SEWA), All India Central Council of
Trade Unions (AICCTU), Labour Progressive Federation (LPF) und United
Trade Union Congress (UTUC). Politisch repräsentieren sie das volle
Spektrum von der bürgerlich-nationalistischen Kongresspartei
nahestehenden Verbänden über die den kommunistischen Parteien
verbundenen bis hin zu unabhängigen, teilweise radikaleren
klassenkämpferischen Organisationen. Wenig überraschend fehlt mit
Bharatiya Mazdoor Sangh (BMS), der „gewerkschaftliche“ Arm der
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regierenden, hinduchauvinistischen Bharatiya Janata Party (Indische
Volkspartei; BJP), die sich faktisch wieder einmal als gelber Verband
von StreikbrecherInnen betätigt.

Historischer Angriff

Der Generalstreik am 26. November richtete sich – wie schon jene der
letzten Jahre, die mehr als 100 Millionen Lohnabhängige mobilisieren
konnten – gegen einen fundamentalen Angriff durch die
KapitalistInnenklasse und die Modi-Regierung. Die Regierung brachte seit
2019 vier neue Arbeitsgesetze in die Look Sabha (Parlament) ein, die 44
bisher gültige ersetzen sollen. Im Grunde sollen damit die Überreste
der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, wie sie nach der
Unabhängigkeit Indiens etabliert wurden, endgültig beiseitegeschoben
werden. Dieser Prozess begann zwar mit der neoliberalen Wende der
Kongress-Partei und der Öffnung der indischen Wirtschaft nach 1980,
beschleunigte sich jedoch seit dem Ausbruch der globalen Krise 2007 und
der Regierungsübernahme der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata
Party (BJP) 2014. Das ist auch der Grund, warum sich entscheidende
Fraktionen des Großkapitals vom Kongress, der traditionellen Partei der
indischen Bourgeoisie, abwandten und, ähnlich den imperialistischen
Großunternehmen, in der BJP die verlässliche Sachwalterin ihrer
Interessen sehen.

Die Ideologie des Hindutva, nach der Indien ausschließlich den Hindus
gehöre und in der religiöse Minderheiten wie Muslime, Indigene, die
„unteren“ Kasten, Frauen und sexuelle Minderheiten BürgerInnen zweiter
Klasse sein sollen, bildet den Kitt, um große Teile der Mittelschichten,
des KleinbürgerInnentums und rückständige ArbeiterInnen vor den Karren
des Kapitals zu spannen. Die „größte Demokratie der Welt“ bildet die
Fassade für die zunehmend autoritäre, bonapartistische Herrschaftsform
des Regimes Modi, das sich dabei auf extrem reaktionäre und auf
faschistische Massenorganisationen stützen kann. In den letzten Jahren
forcierte sie die Angriffe auf demokratische Rechte und ging brutal
gegen  Proteste vor, die sich gegen die nationalistische „Reform“ der
Melde- und Staatsbürgerschaft richteten. Vielerorts, wie in Delhi



provozierten Parteiführer der BJP Pogrome gegen Muslime und
Protestierende. Indien annektierte Kaschmir und beendete dessen formal
autonomen Status endgültig. Die „Reform“ der Arbeitsgesetze stellt ein,
wenn nicht das klassenpolitische Kernstück der Politik der
Modi-Regierung dar. Hier nur einige zentrale Aspekte:

Das neue Arbeitsgesetz erlaubt die fristlose Entlassung ohne
weitere Angabe von Gründen und ohne Zustimmung der Behörden
von bis zu
300 Beschäftigten. Bisher war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen
festgelegt.  Dies  schafft  wichtige  Beschränkungen  der
Unternehmenswillkür
in Klein- und Mittelbetrieben ab, die in den letzten Jahren ebenfalls
zunahm.
Das Fabrikgesetz von 1948 galt bislang für alle Betriebe mit
mehr  als  10  Beschäftigten,  sofern  sie  mit  Elektrizität  versorgt
wurden,
und für alle mit mehr als 20, die diese nicht haben. Jetzt werden
diese
Zahlen verdoppelt, auf 20 bzw. 40 Beschäftigte.
Diese Methode durchzieht zahlreiche andere Bestimmungen der
neuen Arbeitsgesetze. Die Mindestzahl an regulär Beschäftigten, ab
denen
sie  überhaupt  erst  gelten,  wurde  deutlich  erhöht,  oft  auf  das
Doppelte
oder Dreifache der ursprünglichen Zahl. Dies betrifft insbesondere
Mindeststandards für Arbeitssicherheit.
Erhöht wurde außerdem die Quote für LeiharbeiterInnen unter den
Beschäftigten.

All diese Maßnahmen zielen auf die Ausweitung der
UnternehmerInnenfreiheit. Die weitgehende Entrechtung, die schon heute
die Lage eines großen Teils der indischen ArbeiterInnenklasse prägt, der
in verschiedene Formen der Kontraktarbeit (wie  Tagelöhnerei,
Leiharbeit, prekäre Beschäftigung, …) gezwungen wird, soll weiter
ausgedehnt werden. Auch bisher „regulär“ Beschäftigte sollen von ihr



erfasst werden.

Zugleich werfen diese Maßnahmen auch ein bezeichnendes Licht auf das
Geschäftsmodell des indischen Kapitalismus. Die vom Weltmarkt und den
internationalen Finanzmärkten abhängige halbkoloniale Ökonomie kann die
Profitabilität der wachsenden kleineren Kapitale nur sichern, wenn diese
weiter die Arbeitskräfte extrem ausbeuten, also unter ihren
Reproduktionskosten kaufen und verwerten können. Ansonsten sind sie
nicht in der Lage, sich auf dem Markt zu halten, die Vorgaben von
Konkurrenzbedingungen, die das multinationale Großkapital aus den
imperialistischen Ländern diktiert, zu erfüllen. Zugleich begünstigt
diese Form der Überausbeutung auch die indischen Großkonzerne, die
ihrerseits um größere Anteile am Weltmarkt ringen.

Diese Ausweitung selbst erschwert schon die Möglichkeiten der
gewerkschaftlichen Organisierung massiv, die durch neue legale
Einschränkungen zusätzlich eingeschränkt werden sollen.

Ergänzt werden die Angriffe auf die Arbeitsgesetze auch durch
drastische Verschlechterungen für die Landbevölkerung, also für die
ärmsten Schichten der Bauern und Bäuerinnen sowie für LandarbeiterInnen.
Das ist auch der Grund, warum das All India Kisan Sangharsh
Coordination Committee (AIKSCC) den Generalstreik unterstützt und mit
Aktionstagen am 26. und 27. November verbindet.

Über die Forderung nach Abschaffung der gesamten reaktionären
Reformen des Arbeitsgesetzes hinaus verlangen die Gewerkschaften
außerdem eine monatliche staatliche Unterstützung von 7.500 Rupien (rund
85 Euro) für alle Familien, die keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
sowie 10 Kilogramm kostenloser Lebensmittel für alle Bedürftigen. Diese
und ähnliche Forderungen verdeutlichen, dass die Corona-Pandemie und die
kapitalistische Krise Millionen ArbeiterInnen und  Bauern/Bäuerinnen in
Not und Elend stürzen, sie gegen Armut, Hunger und Tod ankämpfen
müssen.

Internationale Solidarität und Perspektive



Der Generalstreik der indischen Gewerkschaften erfordert unsere Solidarität
– und zwar weltweit.

Zugleich macht er aber – gerade vor dem Hintergrund etlicher
Massenstreiks der letzten Jahre – deutlich, dass die
ArbeiterInnenbewegung und alle Bewegungen von Unterdrückten gegen das
Hindutva-Regime eine Strategie brauchen, die über beeindruckende, aber
auch nur auf einen Tag beschränkte Aktionen hinausgeht. Die Regierung
Modi wird sich davon nicht stoppen lassen. Das haben die letzten Jahre
gezeigt. Wie die letzten Monate verdeutlicht haben, wird sie auch die
Pandemie und die Krise zu nutzen versuchen, weitere Angriffe
durchzuziehen.

Es geht daher darum, dem permanenten Angriff einen permanenten
Widerstandskampf entgegenzusetzen – auf den eintägigen Generalstreik
einen unbefristeten gegen die Arbeitsgesetze und für ein
Mindesteinkommen und Mindestlohn für alle in Stadt und Land
vorzubereiten und durchzuführen.

Die Koordinierung der Gewerkschaften und BäuerInnenorganisationen
muss sich einer solchen Aufgabe stellen und zur Bildung von
Aktionskomitees in den Betrieben, den Stadtteilen, in den Gemeinden und
auf dem Land aufrufen, also Kampforgane bilden, die alle Schichten der
Lohnabhängigen und der Klein- und MittelbäuerInnen einschließen,
unabhängig von Religion, Nationalität, Kaste, Geschlecht oder sexueller
Orientierung.

Angesichts der staatlichen Repression und der reaktionären
hinduchauvinistischen Verbände müsste ein solcher Streik auch
Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen.

Ein politischer Generalstreik, der das Land dauerhaft lahmlegt, würde
unwillkürlich die Machtfrage aufwerfen – und somit auch die Möglichkeit
und die Notwendigkeit, vom Abwehrkampf zur Offensive überzugehen. Diese
erfordert freilich mehr als nur gewerkschaftlichen Widerstand. Sie
erfordert die Verbindung dieses Kampfes mit dem gegen alle Formen der



Unterdrückung, die Verbindung des Kampfes gegen die BJP-Regierung mit
dem gegen den Kapitalismus, den Aufbau einer revolutionären politischen
Partei der ArbeiterInnenklasse, die sich auf ein Programm von
Übergangsforderungen stützt und die für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung kämpft, die eine Räteherrschaft errichtet, das
Großkapital enteignet und eine demokratische Planwirtschaft einführt.

Zur Zeit existiert keine politische Kraft in Indien, die ein solches
Programm vertritt. Die verschiedenen kommunistischen Parteien haben sich
vom revolutionären Sturz des Kapitalismus faktisch schon lange
verabschiedet, die radikale Linke ist zersplittert und oft
desorientiert. Die politische Krise zu überwinden, erfordert daher nicht
nur die Unterstützung der Mobilisierungen der ArbeiterInnenklasse und
sozialen Bewegungen. Alle, die nach einer sozialistischen und
internationalistischen Antwort suchen, stehen auch vor der Aufgabe, in
Diskussion um die programmatischen Grundlagen einer revolutionären
Partei zu treten und deren Aufbau in Angriff zu nehmen.

Woher  kommen  eigentlich
Verschwörungsideologien?
von
J.J.Wendehals

Bei
den “Querdenker”-Demos kommen aktuell so viele Leute auf die
Straße wie sogar die Rassist_Innen von Pegida selbst zu ihren
Hochzeiten nur hätten träumen können. Dabei handelt es sich zwar
keineswegs um eine einheitliche Masse aus knallharten Faschist_Innen,
aber es gibt doch ein ideologisches Dach, unter dem alle diese
verschiedenen Leute (auf eine infektionspolitisch nicht vertretbare
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Nähe) zusammenkommen: Es handelt sich um (mal mehr und mal weniger)
wilde Theorien darüber wie mystische Kräfte oder Personen die
Geschicke der Welt lenken und sie gegen den “kleinen Mann”
lenken, der sein einfaches Leben unterhalten will. Wir nennen diese
Verschwörungsideologien.

Woran glaubt ein_e
Verschwörungsideolog_In?

Typischer
Weise richten sie sich gegen tatsächlich relativ einflussreiche
Personen wie Konzernchefs (Bill Gates) oder Regierungsangehörige
(Merkel, Obama) aber es gibt auch weitaus phantastischere Ziele
(Echsen, außer- oder überirdische Wesen) und offen rassistische
(Juden und Jüdinnen, Geflüchtete). In den einzelnen Theorien sind
dann diese verschiedenen Feindbilder oft miteinander kombiniert und
verflochten wie z.B. im Fall von antisemitischen Verleumdungen des
George Soros (ein Investor jüdischer Abstammung, der sein Vermögen
auch für Bildungs- und bürgerrechtliche Zwecke einsetzt) oder wenn
behauptet wird Bill Gates (eigentlich ein getarntes Echsenwesen)
stehe hinter der Coronapandemie, um damit Geld in die Taschen der
Pharmakonzerne zu lenken, an denen er beteiligt ist. So absurd und
lächerlich diese Theorien einstweilen wirken, so real sind aber
offenbar doch ihre Auswirkungen und Hintergründe, dafür sind die
Mobilisierungen in Berlin nur der aktuellste von vielen Belegen.
Schon der Hitlerfaschismus verband seinen Antikommunismus mit
antisemitischen Motiven, wenn er die Gefahr einer
“bolschewistisch-jüdischen Weltverschwörung” an die Wand malte
und hatte am Ende den unfassbaren Terror von Zweitem Weltkrieg und
Shoah zur Folge. Wir wollen also in diesem Text das Phänomen ein
wenig analysieren.

Was
ist die ideologische Struktur der Verschwörungstheorien?

Auch



wenn Bebel sagte, Antisemitismus sei der “Sozialismus der dummen
Kerls”, beschränken Verschwörungsideologien sich nicht darauf
Hirngespinste “dummer” Menschen zu sein. Als Ausgangspunkt haben
sie tatsächlich oft eine reale Ungerechtigkeit der kapitalistischen
Verhältnisse, so z.B. die sich öffnende Schere zwischen Arm und
Reich, die Profitmacherei in der Pharmaindustrie, Arbeitslosigkeit
oder das zu Grunde gehen von kleinen Unternehmen. Jedoch bleiben sie
unfähig die systematischen Ursachen dieser Missstände in der
Struktur des Kapitalismus’ zu erkennen. Stattdessen greifen sie zu
vereinfachten Modellen, die allerdings jene mystischen Elemente
benötigen, um eine lückenlose “Argumentation” bilden zu können.
Wenn beispielsweise nicht erkannt wird, dass die kapitalistische
Konkurrenz die Kapitalist_Innenklasse dazu zwingt, ihre Profite immer
weiter zu maximieren oder unterzugehen, dann muss das Verhalten der
Konzerne in dem bösartigen Charakter liegen, den gewisse Personen
haben sollen, die für diese Konzerne verantwortlich gemacht werden.
Oder eben darin, dass diese Personen von Echsen kontrolliert werden
usw. usf. Dies ist auch oft ein Punkt, an dem Antisemitismus Einzug
erhält in jene Ideologien, da das Bild vom “gierigen Juden”, der
für seine eigenen Ziele bereit ist “die ganze Gemeinschaft” zu
betrügen, schon seit vielen hundert Jahren genutzt wird, um die
verschiedenen Formen des Judenhass’ zu begründen, die über die
Geschichte aufgetreten sind. So auch die Nationalsozialist_Innen, die
unterschieden zwischen einem “schaffenden” Kapital und einem
(jüdischen) “raffenden” Kapital, das für die kapitalistischen
Missstände wie Arbeitslosigkeit und insbesondere die
Weltwirtschaftskrise Ende der 20er verantwortlich sei. Seitdem sind
Wirtschaftskrisen, die die kapitalistischen Widersprüche auf die
Spitze treiben, immer wieder ein fruchtbarer Nährboden für
Verschwörungsideologien gewesen, der seine Wirksamkeit besonders
dann entfalten kann, wenn durch Schwäche und Niederlagen der Linken
Raum dafür gemacht wird (Was hat eigentlich die Linkspartei zum
Coronamanagement der Bundesregierung zu sagen?).

Es



sei an sich durchaus möglich, so ist das Fazit dieser Theorien, ein
gutes Leben im Kapitalismus zu führen, wenn nicht gewisse böse
Elemente vorhanden wären, die dem immer wieder entgegen wirken,
entweder durch Zersetzung von innen oder Fernsteuerung von außen.
Demnach ist die logische Konsequenz auch nie der vollständige
Umsturz des kapitalistischen Systems, sondern immer nur die
Beseitigung dieses oder jenes spezifischen Phänomens, das für alles
Übel verantwortlich sei, wie einzelne Kapitalist_Innen, die Jüdinnen
und Juden oder Geflüchteten. Um das zu erreichen werden Appelle an
den Staat gerichtet (z.B. Merkel und Spahn sollen vor Gericht) und im
schlimmsten Fall wird zu „Selbstjustiz“ gegriffen wie bei
dem Anschlag in Halle.

Welches
Sein steht hinter diesem falschen Bewusstsein?

Als
Marxist_Innen spielen für uns jedoch nicht nur die ideologischen
Merkmale einer Bewegung eine Rolle, sondern vor allem auch die Frage,
wer vertritt diese Ideologie und in welchem Zusammenhang steht sie zu
den materiellen Verhältnissen, mit einem Wort was ist ihr
Klassencharakter? Zwar ist die Soziologie der “Hygienedemos” noch
wenig erforscht, allerdings zeichnet sich eine Tendenz ab, die auch
bei NSDAP und gewissen Teilen der AfD zu beobachten ist. Neben
besonders prekarisierten Teilen der Arbeiter_Innenklasse wird der
hauptsächliche Anteil durch das Kleinbürger_Innentum ausgemacht,
also z.B. Besitzer_Innen von kleinen Läden oder Betrieben aber auch
Selbstständige im Handwerk, in der Gastro- oder Kulturbranche. Das
Kleinbürger_Innentum steht im Kapitalismus zwischen den Fronten der
beiden Hauptklassen Bourgeoisie und Proletariat. Es kann daher auch
kein konsistentes Klasseninteresse entwickeln, sondern schwankt
vielmehr die ganze Zeit zwischen den beiden Polen von Bourgeoisie und
Proletariat. Wenn sich ihm auch immer wieder kleine Nischen öffnen,
in die das große Kapital (noch) nicht vorgedrungen ist (Beispiele
sind bei Start-Ups oder im Dienstleistungssektor zu finden), so ist



es doch der Konkurrenz eines großen Konzerns niemals gewachsen.
Insbesondere in Krisenzeiten ist es anfällig, es fehlen ihm
Verteidigungsmittel wie Rücklagen und viele werden zerrieben und in
das Proletariat hinabgedrückt.

Möglich
ist dann, dass Teile von ihm sich der Arbeiter_Innenbewegung
anschließen, die gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf die
Bevölkerung ankämpft. Da das Kleinbürger_Innentum nämlich nicht
nicht nur Produktionsmittel besitzt, sondern sich gleichzeitig auch
selber ausbeuten muss, kann ihre Situation nur so positiv aufgelöst
werden. Aber diese Möglichkeit besteht natürlich auch nur, falls so
eine Bewegung überhaupt existiert und es schafft ein revolutionäres
Programm aufzuwerfen. Andernfalls können daraus große reaktionäre
Bewegungen werden, die gefährlich sind für die Arbeiter_Innenklasse
und alle anderen unterdrückten Gruppen.

Keinen
Boden, keine Straße den Rechten!

Als
Revolutionär_Innen ist es also unsere Aufgabe für die Entstehung
jener linken Bewegung einzutreten. Wir müssen die Gewerkschaften und
Arbeiter_Innenparteien unter Druck setzen, dass sie linke Antworten
auf die Angriffe der Herrschenden formulieren und für diese auf die
Straße gehen sollen, anstatt sich klein zu machen und die Interessen
der eigenen Basis zum Teilbedürfnis der Konzerne zu pervertieren,
wie es die IG Metall vormacht, wenn sie sich für die unsägliche
Abwrackprämie einsetzt.

Jenen
Verschwörungsideologien muss aber eine Bewegung der
Arbeiter_Innenklasse eine unmissverständliche Absage erteilen. Den
Rechten und Verwirrten sollten wir jetzt vor allem keinen Raum auf
der Straße lassen. Blockieren wir sie, wo sie mobilisieren und bauen
wir dabei eine Gegenbewegung auf, die die Fragen der Krise von links



beantwortet!

Österreich:  Massenkundgebung
gegen  Strache  und  die
Regierung!
Bericht von REVOLUTION Austria

Heute waren tausende Menschen – die Polizei spricht von 5.000, wir können
daher von deutlich mehr ausgehen – gegen (Ex-)FPÖ-Chef H. C. Strache und
die schwarz-blaue Regierung auf der Straße. Die Stimmung war gleichzeitig
kämpferisch und euphorisch, da der verhasste Strache endlich zum Rücktritt
gezwungen  wurde.  REVOLUTION  und  Arbeiter*innenstandpunkt  nahmen
zusammen an der Kundgebung teil, wir rufen zu einer Massenbewegung zum
Sturz der Regierung und gegen die Politik für die sie steht auf.

Der Hintergrund für den Protest ist ein jetzt aufgetauchtes Video aus dem
Sommer 2017. In diesem Video sprechen Strache und (Ex-)FPÖ-Klubobmann
Johann  Gudenus  mit  einer  vermeintlichen  russischen  Oligarchin  über
profitable Kooperationen mit der FPÖ. Der Ursprung des Videos ist bisher
nicht geklärt, aber die FPÖ streitet die Echtheit des Videos nicht ab. In dem
Video spricht Strache offen darüber, wie man Großspenden an den Behörden
vorbei  über  einen  Verein  leiten  könnte  und,  dass  dies  auch  jetzt  schon
passiert (genannt werden unter anderem der Waffenproduzent Gaston Glock,
die  Mil l iardärInnen  Heidi  Horten  und  René  Benko  oder  der
Glückspielkonzern Novomatic). Das zeigt klar, die Verbindungen der FPÖ zu
den Reichsten und Mächtigsten Österreichs. Die FPÖ ist eben keine Partei
der kleinen Leute, sondern ein zentraler Verbündeter der österreichischen
KapitalistInnen.
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Das zweite pikante Detail ist, dass Strache mit der vermeintlichen Millionärin
bespricht, die KRONE (die auflagenstärkste Zeitung Österreichs) zu kaufen,
dort unliebsame JournalistInnen hinauszuschmeißen und FPÖ-FreundInnen
zu installieren. Er wünscht sich eine parteitreue Presselandschaft wie sie
Orban in Ungarn, Erdogan in der Türkei oder Putin in Russland haben. Er
schlägt  ihr  auch  vor,  im  Gegenzug  zu  der  politischen  und  finanziellen
Unterstützung  Staatsaufträge,  die  aktuell  an  die  STRABAG  gehen,
zuzuschanzen.

Die Kundgebung selbst, die vor allem von spontanen Emotionen zuerst der
Verärgerung  und  später  (nach  dem  Bekanntwerden  des  Rücktritts  von
Strache)  von  Freude  geprägt  war  kann  aber  nur  der  Anfang  sein.  Zum
aktuellen  Zeitpunkt  ist  noch  nicht  klar,  ob  die  Kurz-ÖVP  die
Regierungskoalition mit der FPÖ aufkündigen wird, oder sie mit geänderter
Besetzung fortsetzen wird.

Diese Kundgebung muss der Auftakt einer Bewegung gegen die gesamte
schwarz-blaue Regierung sein.  Weder Neuwahlen noch die  Rückkehr zur
großen  Koalition  bedeuten  einen  Bruch  mit  der  rassistischen,
frauenhassenden  und  arbeiterInnenfeindlichen  Politik  von  Schwarz-Blau.
Ganz im Gegenteil: FPÖ und ÖVP haben noch viel vor, dass an die korrupten
Versprechungen von Strache anknüpft. Die Steuerreform zur Entlastung der
Reichsten,  Sozial-  und  Gesundheitsabbau,  und  die  Angriffe  auf
Gewerkschaftsbewegung und Arbeiterkammer sind mehrmals angekündigt
worden, aber noch nicht durchs Parlament gegangen. Diese Projekte werden
die  Parteien,  auch  unter  anderer  Führung  oder  nach  Neuwahlen
weiterverfolgen.

Aber wir können die Krise der FPÖ in eine Krise der Regierung und eine
Krise  der  Regierungspolitik  verwandeln.  Eine  Massenbewegung  auf  der
Straße, an Arbeitsplätzen, Schulen und Unis kann nicht nur die Koalition
unter  Druck  setzen,  sondern  das  System,  dass  sie  verteidigen  und
verschärfen.  Die  zu  Recht  wütenden  ArbeiterInnen,  Jugendlichen  und
Arbeitslosen können ihre Wut auf die Korruption gegen das System richten
aus dem sie entstanden ist. Es ist die Aufgabe von RevolutionärInnen und
Linken,  jetzt  eine  Strategie  zu  entwickeln,  die  das  möglich  macht.  Wir



bleiben dran.

Solidarität mit den Studierenden
der SOAS London!
von  Georg  I smae l  (REVOLUTION)  und  Mar t i n  Suchanek
(ArbeiterInnenmacht),

Die  AfD  fällt  durch  ihre  rassistische  Hetze  offenkundig  nicht  nur  in
Deutschland  auf.  Gunnar  Beck,  AfD-Kandidat  zu  den  Europawahlen,
unterrichtet seit Jahren Rechtswissenschaft an der Londoner SOAS (School
of Oriental and African Studies) und verbreitet dort reaktionäre, rassistische
und geschichtsrevisionistische Positionen.

Hoffentlich nicht mehr lange! Eine Versammlung der Studierenden an der
SOAS forderte am 14. Mai, Beck mit sofortiger Wirkung die Lehrbefugnis zu
entziehen.  Am  Freitag,  dem  17.  Mai  soll  diesem  Beschluss  durch  eine
öffentliche Kundgebung unter dem Titel „Cancel Gunnar Beck: Far-Right out
of SOAS“ Nachdruck verliehen werden. Die Universitätsleitung hat sich zwar
von Becks politischen Ansichten distanziert, hält aber an seiner Anstellung
im Namen der „Freiheit der Wissenschaft“ fest.

Wessen Freiheit?
Diese Freiheit besteht anscheinend darin, dass Beck in seinem Blog endlose
geschichtsrevisionistische  Litaneien  von  sich  gibt,  Kohl  und  Merkel  des
„deutschen Selbsthasses“ bezichtigt. Wie so viele seiner „KameradInnen“ will
er  einen  rechten  Schlussstrich  unter  die  „ständige  Diskussion“  über
Deutschlands  Vergangenheit  ziehen.  Wie  viele  aus  dem  rechten  Lager
fantasiert er über die „Einschränkung der Redefreiheit“ von RassistInnen,
BestsellerautorInnen und Dauergästen in Talkshows wie Sarrazin, die nur auf
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die „erschreckend geringe Geburtenrate“ der Deutschen hingewiesen hätten.

Zu  Recht  hält  die  Vollversammlung  der  Studierenden  fest,  dass  Becks  
rassistische und rechte Gesinnung sowie die Unterstützung für eine Partei,
die mit FaschistInnen und rassistischen SchlägerInnen zusammenarbeitet,
nichts mit Meinungsfreiheit zu tun hat. Ihr Beschluss verweist nicht nur auf
seine Gesinnung, sondern auch auf wiederholte chauvinistische, sexistische
und  rassistische  Bemerkungen  und  verbale  Übergriffe  Becks  gegenüber
Studierenden, insbesondere solche aus halb-kolonialen Ländern,  religiöse,
ethnische und nationale Minderheiten. Einzig die bürokratischen Prozeduren
der  Universität  verhinderten,  dass  sich  Beck  schon  früher  verantworten
musste.

Es ist höchste Zeit, dass der Rechtspopulist Gunnar Beck Studierende mit
seinem reaktionären Mist und rassistischen Pöbeleien nicht länger belästigen
darf. Bezeichnenderweise erlangte der „Fall Beck“ jedoch aus einem anderen
Grund  öffentliche  Aufmerksamkeit.  Der  Rechtswissenschafter  nimmt  es
nämlich, wie die AfD in Sachen Parteienfinanzierung, selbst nicht so genau
mit  dem Recht,  wenn  es  um die  Zwecke  des  eigenen  Ladens  geht.  Im
Wahlkampfmaterial zur Europawahl präsentierte sich Beck als „Professor“ an
der SOAS und als „Fachanwalt für Europarecht“. Er ist, wie ein Beitrag des
Deutschlandfunks  belegt,  weder  das  eine  noch  das  andere.  Den  Titel
„Fachanwalt für Europarecht“ gibt es gar nicht. An der SOAS ist Beck als
„Reader in Law“ beschäftigt, was in etwa einem/r DozentIn in Deutschland
entspricht.

Natürlich regt sich Beck über die angebliche Hetze auf, die antirassistische
Studierende und Beschäftigte an der SOAS gegen ihn veranstalten würden.
Dabei hat die AfD noch vor wenigen Monaten zur Denunziation linker und
antirassistischer  LehrerInnen  aufgerufen  und  Beschwerdeportale  online
gestellt. Das war für den Nationalisten offenkundig in Ordnung, ging es doch
bei den Denunziationsplattformen darum, „vaterlandslose“ LehrerInnen an
den Pranger zu stellen. Jetzt inszeniert sich Beck als „Opfer“.
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Out!
Dass die Leitung der SOAS angesichts der Forderungen der Studierenden
rumeiert  und  letztlich  einen  Rassisten  entgegen  der  Interessen  der
Studierenden,  Beschäftigten  und  des  restlichen  Lehrpersonals  verteidigt,
wirft auch ein bezeichnendes Bild auf die bürgerliche Wissenschaft. Während
z.  B.  DozentInnen,  LektorInnen  und  Studierende,  die  sich  für  die  BDS-
Kampagne und das Selbstbestimmungsrecht  des palästinensischen Volkes
einsetzen, mit dem Rausschmiss aus Unis bedroht werden, während Linke,
die  sich  mit  Befreiungsbewegungen  solidarisieren,  als  „undemokratisch“
gebrandmarkt werden, müsse rechte Hetze als Bestandteil  der „Freiheit“
hingenommen werden. Dieser Doppelstandard verweist nur darauf, welchem
Klasseninteresse die bürgerlichen Universitäten, selbst wenn sie sich zur Zeit
als „antikolonialistisch“ präsentieren, letztlich verpflichtet sind.

Dies wird umso deutlicher, wenn man bedenkt, dass die SOAS aktuell unter
dem „Sachzwang“ der zunehmenden Privatisierung und Neoliberalisierung
der Bildung massive Kürzungen durchführt,  die die Arbeitsplätze etlicher
Beschäftigter bedrohen. Diese fallen natürlich nicht unter den Schutz der
Meinungsfreiheit, wenn es nach dem Management der Universität geht. Sie
sind einfach nur zu teuer.

In  Wirklichkeit  gibt  es  kein  Recht  auf  Rassismus  im  Namen  der
Meinungsfreiheit oder der Wissenschaft – jedenfalls nicht für alle jene, die
gegen Rassismus, Chauvinismus, Nationalismus und Faschismus kämpfen!

Dass die Studierenden die Entlassung von Gunnar Beck fordern, ist also kein
Angriff auf die Meinungsfreiheit. Sie dient vielmehr dem Schutz derer, die an
der  Universität  lehren  und  lernen.  Sie  bringt  die  Solidarität  mit  den
Geflüchteten  zum  Ausdruck,  die  im  Mittelmeer  sterben,  mit  den
SüdeuropäerInnen,  die  unter  den  von  Deutschland  zu  verantwortenden
Spardiktaten leiden,  und mit  ArbeiterInnenbewegung, gegen die sich das
„Sozial“-Programm der AfD richtet.

Die Umstände an der SOAS und die Erfahrung mit Denunziationskampagnen
der AfD zeigen aber ein Weiteres auf. Wer an Schulen und Universitäten



lehren kann, wer eingestellt und gefeuert wird, sollte nicht in den Händen
des Managements oder des Staates liegen, der sich bei jeder Gelegenheit
gegen  linke  AktivistInnen  richtet,  aber  rechte  HetzerInnen  schützt.  Die
Studierenden, Lehrenden, weiteren Beschäftigten und ihre Gewerkschaft(en)
sollen entscheiden,  ob rassistische BrandstifterInnen an ihrer  Uni  lehren
sollen oder nicht.

Wir  solidarisieren  uns  mit  den  Studierenden  der  SOAS  und  deren
antirassistischen  Aktionen!  Die  Studierenden,  Studierendenparlamente,
Asten und die Gewerkschaften an den Universitäten (v. a. GEW und ver.di)
fordern  wir  auf,  den  Kampf  an  der  SOAS zu  unterstützen  und auch an
deutschen Lehreinrichtungen eine Gegenoffensive gegen die AfD zu starten


